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betr. Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) 


Schreiben des Bundesminister des Auswärtigen vom 
10. Oktober 1974-011 -300.12: 

1. Allgemeine Bemerkungen 

1.1 Die Bundesregierung sieht in der Großen An- 
frage der Bundestagsfraktion der CDU/CSU 
einen willkommenen Anlaß, zur Zielsetzung 
und zum Stand der „Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa“ (KSZE) 
Stellung zu nehmen. 

1 .2 Die Bundesregierung stellt grundsätzlich fest: 
— Die konstruktive Mitarbeit der Bundes- 
republik Deutschland an der KSZE ent- 
spricht ihren Interessen. Sie bekennt sich 
zu dem Ziel dieser Konferenz, in gemein- 
samen Bemühungen der Teilnehmerstaa- 
ten eine breitere Fundierung für die Zu- 
sammenarbeit zwischen Ost und West zu 
schaffen, die d.em Frieden und der Sicher- 
heit in Europa zugute kommt und die 
dauerhafte Verständigung zwischen den 
auf der Konferenz vertretenen Staaten 
und Völkern fördert. 

— Die Bundesregierung sieht in dieser Kon- 
ferenz ein Forum, in dem sie - zusammen 
mit ihren Freunden und Verbündeten - 
ein Konzept der Entspannung und Zu- 
sammenarbeit in Europa zur Geltung 
bringen kann, das ihrer gemeinsamen 
Sicherheit und Wohlfahrt dient. Zu die- 
sem Konzept gehört auch der Prozeß der 
Einigung Westeuropas. Es ist gleicher- 
maßen mit dem Ziel der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbar, die Teilung 
Deutschlands zu überwinden und ihre für 
die Menschen schmerzhaften Folgen zu 
mildern. 

— Bei ihrer Mitarbeit an der Konferenz läßt 
sich die Bundesregierung stets von ihrem 
vorrangigen Interesse an der Stärkung 
des Zusammenhalts Westeuropas und des 
Atlantischen Bündnisses leiten. Sie be- 
trachtet die Solidarität der Bündnispart- 


ner als eine wesentliche Voraussetzung 
des Erfolges, den sie von multilateralen 
Ost-West-Verhandlungen dieser Art er- 
hofft. Besondere Bedeutung mißt die Bun- 
desregierung dem Zusammenwirken der 
Mitgliedsländer der Europäischen Ge- 
meinschaft auf der KSZE bei. Dank ihrer 
ständigen und engen Abstimmung im 
Rahmen der Politischen Zusammenarbeit 
vertreten die Mitgliedsländer zu den we- 
sentlichen Konferenzfragen gemeinsame 
Positionen. Die EG-Kommission ist an der 
Formulierung und Vertretung dieser Posi- 
tionen überall dort beteiligt, wo ihre Auf- 
gaben dies erfordern. 

1.3 Auf der KSZE verhandeln 35 Staaten. Die 
Konferenzbeschlüsse werden nach dem Kon- 
sensprinzip gefaßt. Ein Beschluß kommt 
daher nur zustande, wenn er für jeden Teil- 
nehmerstaat annehmbar ist. Von der KSZE 
kann daher nicht erwartet werden, daß sie 
Systemunterschiede zwischen Ost und West 
beseitigt. Konferenzergebnisse werden oft 
nur als ausgewogene Kompromisse in kon- 
kreten Fragen möglich sein. 

1.4 In voller Anerkennung des Informationsbe- 
dürfnisses des Deutschen Bundestages und 
der Öffentlichkeit sieht sich die Bundesregie- 
rung bei der Beantwortung der Großen An- 
frage der Fraktion der CDU/CSU gewissen 
Beschränkungen unterworfen: Die Verhand- 
lungen dauern noch an und haben noch nicht 
zur Vereinbarung endgültiger Konferenz- 
dokumente geführt. Sie unterliegen verein- 
barten Verfahrensregeln, nach welchen ins- 
besondere die Vertraulichkeit der Beratun- 
gen und ihrer vorläufigen Teilergebnisse ein- 
zuhalten ist. Im Hinblick auf ihre ungeschmä- 
lerte Stellung auf der Konferenz und die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit mit ihren 
Freunden und Verbündeten kann die Bundes- 
regierung ihrer Verantwortung nur gerecht 
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werden, wenn sie die ihr dadurch gesetzten 
Grenzen respektiert. 


1. a) Welches sind bei der KSZE, in den politisch 

wesentlichen Fragen, die Ziele und gegen- 
wärtigen Verhandlungspositionen 

— der Bundesregierung, 

— unserer Verbündeten (EG, NATO), 

— der übrigen westlichen Staaten: 

b) Welche Veränderungen ergaben sich im 
Laufe der Verhandlungen? 

2. a) Welches sind bei der KSZE die Ziele und 

gegenwärtigen Verhandlungspositionen der 
Sowjetunion und - falls abweichend - der 
DDR und der übrigen Staaten des Warschauer 
Pakts? 

b) Hat der bisherige Verlauf der KSZE in Hel- 
sinki und Genf Änderungen der früheren 
sowjetischen Zielvorstellungen erkennen las- 
sen? 

2. Konferenzziele 

2.1 Die gemeinsamen Konferenzziele der Teil- 
nehmerstaaten der KSZE sind in den „Schluß- 
empfehlungen der Helsinki-Konsultationen" 
niedergelegt. Sie wurden in intensiven vor- 
bereitenden Verhandlungen erarbeitet und 
von den Außenministern der Teilnehmerstaa- 
ten Anfang Juli 1973 in Helsinki verabschie- 
det. 

2.2 Die Helsinki-Schlußempfehlungen umfassen 
ein weites Spektrum von Themen. Dazu 
gehören: Eine Deklaration über die grundle- 
genden Prinzipien der gegenseitigen Bezie- 
hungen der Teilnehmerstaaten; vertrauens- 
bildende Maßnahmen im militärischen Be- 
reich; Zusammenarbeit in Wirtschaft, Wis- 
senschaft, Technik und Umwelt sowie die 
Verbesserung der menschlichen Kontakte, 
des Informations-, Kultur- und Bildungsaus- 
tausches. Die Helsinki-Schlußempfehlungen 
legen entsprechende Mandate für die Arbeits- 
gremien der KSZE fest und stecken den für 
alle Teilnehmerstaaten geltenden Verhand- 
lungsrahmen ab. 

2.3 Der Bundesregierung jcommt es unverändert 
darauf an, die in den Helsinki-Schlußempfeh- 
lungen festgelegten Themen auszuschöpfen 
und dabei praktikable Ergebnisse zu erzielen, 
die ihrem Konzept der Entspannung und Zu- 
sammenarbeit entsprechen. Dieses Konzept 
beruht auf dem freiheitlichen Verständnis 
vom Zusammenleben der Staaten und ihrer 
Menschen, das der Bundesrepublik Deutsch- 
land und ihren Freunden gemeinsam ist. 

Dem soll insbesondere die von der Konferenz 
zu beschließende Prinzipiendeklaration Rech- 
nung tragen. Die Bundesregierung betrachtet 
diese Deklaration als politisch-moralisches 


Bekenntnis der Teilnehmerstaaten zu be- 
stimmten Regeln ihres Verhaltens, die ein 
wohlausgewogenes Ganzes bilden und über 
die bestehenden Systemunterschiede hinweg 
Maßstäbe setzen sollen. Dabei soll das 
bereits geltende universelle Völkerrecht 
beachtet, jedoch kein neues Völkerrecht 
geschaffen oder der Deklaration die Funktion 
einer verbindlichen Kodifizierung bereits gel- 
tenden Völkerrechts zuerkannt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
eine Konferenz, die sich die Förderung der 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
zum Ziele gesetzt hat, ihrer Aufgabe nur 
dann gerecht wird, wenn sie die militärischen 
Aspekte der Sicherheit in diesem geographi- 
schen Bereich gebührend berücksichtigt. Daß 
Maßnahmen der Reduktion von Truppen und 
Abrüstungsfragen nicht auf der Tagesord- 
nung stehen und Gegenstand besonderer 
Verhandlungen sind, ändert hieran nichts. 

Im Bereich der Wirtschaft, bei der wissen- 
schaftlich-technischen Zusammenarbeit sowie 
beim Umweltschutz hält die Bundesregierung 
ein Höchstmaß an Übereinstimmung über 
Regeln für erwünscht, nach denen sich die 
Zusammenarbeit der Teilnehmerstaaten 
unter Beachtung der unterschiedlichen Sy- 
steme zum allseitigen Vorteil auf der Basis 
der Gegenseitigkeit entwickeln kann. 

Die Bundesregierung hat stets deutlich 
gemacht, daß die Achtung der Menschen- 
rechte, die Verbesserung der menschlichen 
Kontakte und der freiere Austausch von Ge- 
danken und Informationen über die Grenzen 
hinweg wesentliche Elemente der Entspan- 
nung zwischen Ost und West sind. Friedliche 
und fruchtbare Zusammenarbeit kann es nur 
geben, wenn sich die Menschen frei und un- 
gehindert begegnen können. 

Insgesamt läßt sich die Bundesregierung von 
der Erwägung leiten, daß engere Zusammen- 
arbeit und verbesserte Kommunikation zur 
Stärkung des Vertrauens beitragen werden, 
das für die Sicherung des Friedens unentbehr- 
lich ist. 

Die Bundesregierung weiß sich in ihrer hier 
dargelegten Haltung mit ihren Freunden und 
Verbündeten einig. Auch von neutralen Län- 
dern wird diese Haltung in hohem Maße 
geteilt. 

2.4 Aus Erklärungen seitens der Sowjetunion 
und anderer Mitglieder des Warschauer 
Pakts ergibt sich der Eindruck, daß diese 
Staaten von der KSZE vornehmlich Ansätze 
zu einem regionalen europäischen Völker- 
recht erwarten, wobei der Grundsatz der „Un- 
verletzlichkeit der Grenzen" eine beherr- 
schende Rolle spielen soll. 

Daneben lassen sie ein erhebliches Interesse 
an verbesserter wirtschaftlicher Zusammen- 
arbeit erkennen. Auch haben sie im Laufe der 
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Konferenz eine zunehmende Bereitschaft 
gezeigt, zu Absprachen über humanitäre Fra- 
gen und über die Verbesserung der Kommu- 
nikationen zu gelangen. Die Befürchtung 
dieser Staaten, verbesserte Zusammenarbeit 
und Kommunikation könnten zu Mitteln der 
Beeinflussung ihrer eigenen Herrschafts- 
strukturen werden, begrenzen jenes Interesse 
und diese Bereitschaft; sie verkennt die Be- 
deutung von Kooperation und Kommunika- 
tion für einen Entspannungsprozeß, der 
dauerhaft und unumkehrbar sein soll. 

2.5 Es ist selbstverständlich, daß jeder der 35 
Teilnehmerstaaten darauf bedacht ist, die all- 
gemeinen Ziele der Konferenz mit seinen 
eigenen Interessen in Übereinstimmung zu 
bringen. In den Reden, die die Außenminister 
während der ersten Konferenzphase im Juli 
vorigen Jahres in Helsinki hielten, sind diese 
Interessen deutlich erkennbar geworden. So 
hat auch der Bundesminister des Auswärti- 
gen bei dieser Gelegenheit grundlegende 
Ausführungen über die spezifischen Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gemacht. Ein 
Vergleich dieser Ausführungen mit den Dar- 
legungen der Großen Anfrage zeigt, daß Bun- 
desregierung und Opposition sich in wichti- 
gen Fragen an den gleichen Grundsätzen aus- 
richten. 


1. c) Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
in bezug auf das Zusammenwirken der Euro- 
päischen Gemeinschaft - Mitgliedstaaten und 
Kommission - bei Vorbereitung und Durch- 
führung der KSZE gesammelt, und welche 
Schlußfolgerungen zieht sic aus diesen Erfah- 
rungen für die künftige Gestaltung der Euro- 
päischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ)? 

d) Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
in bezug auf das Zusammenwirken der Euro- 
päischen Gemeinschaft mit den übrigen Bünd- 
nispartnern, insbesondere den Vereinigten 
Staaten, bei Vorbereitung und Durchführung 
der KSZE gesammelt, und welche Schlußfol- 
gerungen zieht sie aus diesen Erfahrungen 
für die künftige Gestaltung der europäisch- 
amerikanischen Partnerschaft? 

3. Koordination 

3.1 Die EG-Staaten schufen 1971 im Rahmen ihrer 
außenpolitischen Zusammenarbeit (EPZ) zwei 
Arbeitsgremien, die sich ständig und aus- 
schließlich mit der Konferenzmaterie befas- 
sen: 

— Den KSZE-Unterausschuß der EPZ für 
Grundsatz- und Verfahrensfragen sowie 
für die Tagesordnungspunkte Sicherheit 
(„Korb I") und Kommunikationen („Korb 
III"), sodann 

— die KSZE-ad-hoc-Gruppe der EPZ für die 
Zusammenarbeit in Wirtschaft, Wissen- 
schaft/Technik und Umweltschutz, in der 


die EG-Kommission von Beginn an mit- 
arbeitet. 

Beide Gremien bereiten Beschlüsse der Poli- 
tischen Direktoren (Politisches Komitee) und 
der Außenminister der Neun zur KSZE vor. 
Ferner findet in Genf eine laufende Abstim- 
mung der KSZE-Delegationen der EG-Staaten 
zu den Konferenzthemen statt. Der Vertreter 
der EPZ-Präsidentschaft (im ersten Halbjahr 
1974 war dies die Delegation der Bundesrepu- 
blik Deutschland) ergreift in den Genfer Kon- 
ferenzgremien im Namen der Neun auch zu 
allgemeinen politischen Fragen das Wort. 

3.2 Es war möglich, eine angemessene Mitwir- 
kung auch der EG-Kommission auf der KSZE 
zu erreichen. Im Rahmen ihrer Kompetenzen 
können ihre Vertreter in der Konferenz selbst 
das Wort ergreifen. Die osteuropäischen Län- 
der haben sich hierauf eingestellt. 

3.3 KSZE-Fragen gehören zu den Beratungsthe- 
men des NATO-Rates und seiner nachgeord- 
neten Gremien. Zumeist bereiten sich die 
Neun auf diese Beratungen zunächst in ihrem 
Kreise vor. Entsprechend der unter den Dele- 
gationen der Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft geübten Praxis findet auch 
unter den Delegationen der NATO-Staaten in 
Genf eine laufende Abstimmung statt. 

3.4 Insgesamt hat sich bei der Vorbereitung der 
KSZE und bei den Verhandlungen selbst der 
Zusammenhalt der Partner der Atlantischen 
Allianz und der neun Mitgliedsländer der 
Europäischen Gemeinschaft auf das ein- 
drucksvollste bewährt. Die KSZE-Abstim- 
mung zwischen den Gremien beider Gruppie- 
rungen ist eng und konstruktiv. Die Abstim- 
mung im Kreise der Mitgliedstaaten der 
NATO ist beispielhaft für den funktionieren- 
den Konsultations- und Abstimmungsmecha- 
nismus der europäisch-amerikanischen Part- 
nerschaft. Die sich hieraus ergebende Stär- 
kung der westlichen Solidarität ist ein be- 
deutsamer Gewinn, den uns die Teilnahme an 
der KSZE schon erbracht hat. 


3. Welche völkerrechtliche oder politische Qualität 
sollen die Schlußdokumente der Konferenz 

— nach dem Willen der Bundesregierung 
— nach dem Willen der übrigen westlichen Teil- 
nehmerstaaten 
erhalten? 

4. a) Welche politische und völkerrechtliche Quali- 

tät sollen die Schlußdokumente nach dem 
Willen der sowjetischen Regierung und 
falls abweichend - der Regierungen der übri- 
gen kommunistischen Staaten erhalten? 

b) Zielt die Sowjetunion weiterhin darauf ab, 
vor allem den „Prinzipien der Beziehungen 
zwischen den Teilnehmerstaaten der KSZE" 
eine völkerrechtliche Verbindlichkeit oder ein 
politisch-diplomatisches Gewicht von solcher 
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Bedeutung zu verschaffen, daß daraus 
Ansätze eines auf Europa beschränkten regio- 
nalen Völkerrechts entstehen würden? 

4. Verbindlichkeit der Schlußdokumente 

4.1 Nach dem Willen der westlichen Teilnehmer- 
staaten soll es sich bei den Empfehlungen, 
Resolutionen, Deklarationen sowie sonstigen 
Schlußdokumenten, die in der gegenwärtigen 
Konferenzphase redigiert und in der 3. Phase 
verabschiedet werden sollen, um politisch- 
moralische Absichtserklärungen handeln. Die 
Schlußdokumente werden daher kein neues 
regionales Völkerrecht schaffen. Damit soll 
ihr Gewicht nicht gemindert werden. Die 
große Bedeutung, die ihnen auch als politisch- 
moralische Absichtserklärung zukommt, er- 
klärt die besondere Sorgfalt, die die Bundes- 
regierung und alle übrigen Teilnehmer auf 
die Ausformulierung jedes einzelnen Satzes 
verwenden. 

4.2 Die osteuropäischen Staaten beabsichtigten 
ursprünglich, die Prinzipienerklärung als 
Konvention abzuschließen und allein dieses 
Dokument feierlich unterzeichnen zu lassen. 
Im Kommunique nach der Tagung des „Bera- 
tenden Politischen Ausschusses" des War- 
schauer Pakts vom April 1974 ist von „Doku- 
menten" die Rede, die auf höchster Ebene 
unterzeichnet werden sollten. Es scheint 
daher, daß auch die osteuropäischen Staaten 
Konferenzbeschlüsse von politisch-morali- 
scher Verbindlichkeit akzeptieren könnten. 
Doch halten sie nach wie vor daran fest, der 
Prinzipienerklärung - ob mit oder ohne völ- 
kerrechtliche Geltungskraft - einen hervor- 
gehobenen Status zu geben. 

4.3 Die Bundesregierung und ihre Freunde und 
Verbündeten sind der Auffassung, daß von 
sämtlichen Aussagen der Konferenz die 
gleiche politisch-moralische Wirkung auszu- 
gehen hat. Es kann nicht in Betracht kommen, 
daß einzelne Konferenzbeschlüsse anderen 
über- oder untergeordnet werden. Dabei 
bleibt es jedem Teilnehmerstaat unbenom- 
men, bestimmten Beschlüssen aus seiner Sicht 
besondere Bedeutung beizumessen. Jedoch 
ändern derartige einseitige Einschätzungen 
nichts an der Gleichordnung der Konferenz- 
beschlüsse und insbesondere nichts an der 
Gleichwertigkeit der Prinzipien und der Not- 
wendigkeit, diese Prinzipien in ihrem 
Gesamtzusammenhang zu interpretieren (vgl. 
Ziffer 6.5). 


5. a) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um nach Abschluß der Verträge von Moskau, 
Warschau, Prag und des innerdeutschen 
Grundvertrages gegenüber der KSZE-Politik 
der UdSSR, die nunmehr die östliche Aus- 
legung dieser Verträge auf multilateraler 


Ebene durchzusetzen sucht, die westliche 
Auslegung aufrechtzuerhalten? 

b) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um die verbündeten und befreundeten Staa- 
ten bei der Konferenz auf die herausragende 
Bedeutung einer verläßlichen Sicherung des 
modus-vivendi-Charakters der Verträge für 
die elementaren Interessen des geteilten 
deutschen Volkes hinzuweisen? 

5. Ostverträge, Grundvertrag und KSZE 

5.1 Die Verträge mit der Sowjetunion, Polen und 
der CSSR sowie der Vertrag über die Grund- 
lagen der Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der DDR unter- 
scheiden sich sowohl ihrer Form wie ihrem 
Inhalt nach von den von der KSZE zu verab- 
schiedenden Dokumenten. Dies gilt beson- 
ders für die Prinzipiendeklaration. 

— Bei den genannten Verträgen handelt es 
sich, abgesehen von ihren spezifischen 
Inhalten, um bilaterale Verträge von völ- 
kerrechtlicher Geltungskraft. Die KSZE- 
Beschlüsse werden dagegen keinen Ver- 
tragscharakter haben; völkerrechtliche 
Geltungskraft wird ihnen daher nicht zu- 
kommen. 

— Jene Verträge bezwecken, die bilateralen 
Beziehungen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Sowjetunion, 
Polen, der CSSR sowie der DDR grund- 
sätzlich zu regeln und damit die Grund- 
lage für eine Weiterentwicklung dieser 
Beziehungen in den verschiedensten Be- 
reichen zu schaffen - im Falle der Sowjet- 
union, Polens und der CSSR unter Be- 
rücksichtigung der jeweiligen, das bilate- 
rale Verhältnis bestimmenden histori- 
schen, politischen und rechtlichen Gege- 
benheiten, im Falle der DDR vor allem 
unter Berücksichtigung der besonderen 
Lage in Deutschland und der nationalen 
Ziele der Bundesrepublik Deutschland. 
Die KSZE-Beschlüsse sollen dagegen auf 
allgemeiner und multilateraler Basis die 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
fördern und durch die Einigung über kon- 
krete Maßnahmen der Entspannung die- 
nen. 

Unbeschadet dieses Unterschiedes liegt es in 
der Natur der Sache, daß die Prinzipiendekla- 
ration der KSZE eine Reihe von Begriffen und 
Formulierungen über das Verhältnis der Teil- 
nehmerstaaten untereinander enthalten wird, 
die auch in den genannten Verträgen 
Vorkommen und dort in einer sorgfältig aus- 
gewogenen, die Interessen der Bundesrepu- 
blik Deutschland wahrenden Weise ge- 
braucht werden. Die Bundesregierung wird 
daher keinem Text in der Prinzipienerklä- 
rung zustimmen, der Begriffe in einem ande- 
ren Sinn verwendet, als dies in den für unsere 
Politik des bilateralen Ausgleichs mit dem 
Osten entscheidenden Verträgen geschehen 
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ist. Ebensowenig wie die Ostverträge und der 
Vertrag über die Grundlagen der Beziehun- 
gen mit der DDR können deshalb die Ergeb- 
nisse der KSZE im Widerspruch zu dem poli- 
tischen Ziel der Bundesrepublik Deutschland 
stehen, auf einen Zustand des Friedens in 
Europa hinzuwirken, in dem das deutsche 
Volk in freier Selbstbestimmung seine Ein- 
heit wiedererlangt. 

5.2 Die Bundesregierung ist sich mit ihren Part- 
nern und Verbündeten in dieser Auffassung 
einig und findet ihre volle Unterstützung. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zu- 
sammenhang die Tatsache, daß unter Brudi der 
Vertraulichkeit der Verhandlungen in Genf, in 
dem Organ der KPdSU, „Prawda", vom 23. April 
1974 die angeblich von den 35 Teilnehmerstaaten 
der KSZE als vorläufig und vertraulich verein- 
barte Formel über das „Prinzip der Unverletz- 
lichkeiten der Grenzen" veröffentlicht worden 
ist: 

„Die Teilnehmerstaaten betrachten alle beider- 
seitigen Grenzen wie auch die Grenzen aller 
Staaten in Europa als unverletzlich (njerushimyj, 
inviolable). Deshalb werden sie sich jetzt und 
künftig jeglicher Anschläge (posjagatelstwa, 
assaults) auf diese Grenzen enthalten. Sie wer- 
den sich dementsprechend auch jedweder Forde- 
rungen oder Handlungen enthalten, die auf die 
Eroberung (zachwat) und Usurpation (usurpazia) 
eines Teils oder des gesamten Territoriums 
irgendeines Teilnehmerstaates gerichtet sind." 

7. a) Wie gedenkt die Bundesregierung nunmehr 

sicherzustellen, daß nicht diejenige Ausle- 
gung der Verträge von Moskau, Warschau, 
Prag und des innerdeutschen Grundvertrags, 
die die deutsche Frage offenhält und jeder 
deutschen Regierung, ohne vertragsbrüchig 
zu werden, die Verfolgung einer auf die Wah- 
rung der nationalen Einheit und Wiederher- 
stellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
gerichteten Politik erlaubt, durch ein absolut 
und uneingeschränkt formuliertes Prinzip der 
„Unverletzlichkeit der Grenzen" unterlaufen 
wird? 

b) Wie gedenkt die Bundesregierung insbeson- 
dere sicherzustellen, daß die Vorbehaltungs- 
wirkung wesentlicher völkerrechtlich wirk- 
samer Dokumente, die nach unserer authen- 
tischen Interpretation mit dem Regelungsin- 
halt der bilateralen Verträge mit Moskau, 
Warschau und des innerdeutschen Grundver- 
trags unlösbar verbunden sind und die für die 
Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften unter dem Gesichtspunkt der Verein- 
barkeit mit dem Grundgesetz, mit dem 
Deutschlandvertrag von 1952/54 sowie mit 
den Rechten und Verantwortlichkeiten der 
Vier Mächte für Deutschland als Ganzes und 
Berlin von maßgeblicher Bedeutung waren, 
nicht durch dieses von der Sowjetunion 
durchgesetzte, gegenteilige Prinzip ge- 
schwächt wird? 

c) Wie gedenkt die Bundesregierung ferner 
sicherzustellen, daß ihre nach dem Grund- 
gesetz gebotene und nach dem Viermächte- 
abkommen über Berlin erlaubte Politik der 
Wahrung und Stärkung der unlösbaren Bin- 
dungen Berlins an den Bund sowie die grund- 


gesetzgemäße, vom Bundesverfassungsge- 
richt im Urteil vom 31. Juli 1973 zum Grund- 
vertrag erneut bekräftigte deutsche Rechts- 
auffassung bezüglich des Status von Berlin 
auch in Zukunft nicht als eine Verletzung des 
zitierten multilateralen Prinzips der „Unver- 
letzlichkeit der Grenzen" - in seiner sowjeti- 
schen Formulierung - angegriffen werden 
können? 


8. Ist sichergestellt, daß im Prinzipienkatalog der 
völkerrechtliche Grundsatz der Zulässigkeit 
friedlicher Veränderung (peaceful change) 

a) einen seiner positiven Bedeutung für die in- 
nerdeutsche und innereuropäische Entspan- 
nung gemäßen Platz innehaben wird, 

b) in Verbindung mit den Prinzipien des 
Gewaltverzichts und des Selbstbestimmungs- 
rechts der Völker zweifelsfrei gewahrt wird, 

c) keine sinnwidrige Unterordnung unter das 
sowjetisch verstandene Prinzip der „Souve- 
ränität der Staaten" erfährt? 

6. Unverletzlichkeit der Grenzen und friedlicher 

Wandel 

6.1 Die Bundesregierung ist wegen der von ihr 
zu beachtenden Vertraulichkeit der Verhand- 
lungen weder zur vorzeitigen Mitteilung von 
Verhandlungstexten noch zu einer ins ein- 
zelne gehenden Stellungnahme zu solchen 
Texten in der Lage, die in der Öffentlichkeit 
zitiert worden sind. Unter den gegebenen 
Umständen sieht sich die Bundesregierung zu 
der Feststellung berechtigt, daß die in der 
Großen Anfrage nach der „Prawda" zitierte 
Formel den in Genf vorläufig registrierten 
Text nicht zutreffend wiedergibt. 

Bei der tatsächlich registrierten Formel zur 
Unverletzlichkeit der Grenzen handelt es sich 
im übrigen, wie bei allen bisher registrierten 
Texten, um einen solchen vorläufiger Art, der 
erst dann als endgültig vereinbart gilt, wenn 
alle Teilnehmerstaaten der Gesamtheit aller 
Konferenzdokumente zugestimmt haben. Die 
Bundesregierung hat außerdem die Registrie- 
rung dieser Formel noch zusätzlich mit einem 
formellen Vorbehalt versehen, daß vor ihrer 
endgültigen Zustimmung das Prinzip des 
Selbstbestimmungsrecht befriedigend for- 
muliert und über die Aussage zur fortdauern- 
den Zulässigkeit friedlicher und einvernehm- 
licher Grenzänderungen („peaceful change") 
sowohl bezüglich ihres genauen Wortlauts 
wie ihrer Plazierung im Prinzipienkatalog 
Einigkeit hergestellt sein muß. 

Die Diskussion hierüber ist noch nicht abge- 
schlossen, der Vorbehalt daher noch nicht 
aufgehoben. 

6.2 Die Bundesregierung bekennt sich, wie alle 
vorherigen Bundesregierungen, zu der von 
der Bundesrepublik Deutschland stets ver- 
folgten und in einer Reihe völkerrechtlich 
verbindlicher Dokumente niedergelegten 
Politik des Gewaltverzichts. Sie geht wie ihre 
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Vorgängerinnen von der Selbstverständlich- 
keit aus, daß diese Politik den Verzicht auf 
Grenzänderungen durch Anwendung und An- 
drohung von Gewalt einschließt. Auf dieser 
Grundlage ist für die Bundesregierung die 
klare Anerkennung des Prinzips der Unver- 
letzlichkeit der Grenzen nur folgerichtig. Sie 
bleibt dabei in voller Übereinstimmung mit 
einer Politik, die auf die Wahrung der natio- 
nalen Einheit der Deutschen und auf die Wie- 
derherstellung der politischen Einheit 
Deutschlands mit friedlichen Mitteln gerichtet 
ist. 

Dementsprechend hat die Bundesregierung 
nicht nur den Moskauer Vertrag abschließen, 
sondern sich auch dafür entscheiden können, 
an der KSZE teilzunehmen. Es sei daran erin- 
nert, daß bei der Behandlung des Themen- 
kreises „Sicherheit" durch die Vorbereitungs- 
konferenz in Helsinki der Frage des Gewalt- 
verzichts und der Unverletzlichkeit der Gren- 
zen besondere Aufmerksamkeit gewidmet 
wurde. Dies hat im Katalog der zehn Prin- 
zipien, wie er in den Schlußempfehlungen 
von Helsinki aufgestellt worden ist, seinen 
Niederschlag gefunden. Dort folgt unmittel- 
bar auf den Gewaltverzicht das Prinzip der 
Unverletzlichkeit der Grenzen. Der diesem 
wiederum folgende Grundsatz der territoria- 
len Integrität der Staaten stellt seinerseits 
auch auf das Verbot der Gewaltandrohung 
und -Anwendung ab. 

6.3 Dem Verbot der Grenzänderungen mit Ge- 
walt oder Androhung von Gewalt entspricht 
die fortdauernde Zulässigkeit friedlicher und 
einvernehmlicher Grenzänderungen. Für die 
Bundesregierung ist eine Klarstellung in der 
Prinzipiendeklaration, die hieran keinen 
Zweifel läßt, unverzichtbar. Eine solche Klar- 
stellung ist sowohl im nationalen deutschen 
Interesse wie auch im Hinblick auf den euro- 
päischen Einigungsprozeß geboten. 

Die Bundesregierung möchte in diesem Zu- 
sammenhang betonen, daß sich ihre Forde- 
rung nach einer Ausbalancierung der Aus- 
sage über die Unverletzlichkeit der Grenzen 
durch eine Klarstellung hinsichtlich der Mög- 
lichkeit friedlicher Grenzänderungen auch im 
Rahmen dessen hält, was mit der Sowjet- 
union im Vertrag vom 12. August 1970 ver- 
einbartworden ist. 

6.4 Es muß sichergestellt sein, daß die Deklara- 
tion weder im Widerspruch zu den bestehen- 
den Verträgen, darunter insbesondere dem 
Deutschlandvertrag, noch als im Widerspruch 
zu den auch weiterhin fortbestehenden Rech- 
ten und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland 
als Ganzes stehend interpretiert werden 
kann. 

6.5 Gleichermaßen ist eine Klarstellung notwen- 
dig, daß die Prinzipien gleichwertig sind und 


jedes Prinzip im Zusammenhang mit den 
anderen zu interpretieren ist. 


9. a) Welche Vorschläge zur Durchsetzung der im 
„Dekalog" des „Korbes I" genannten Prin- 
zipien sind in die Verhandlungen eingeführt 
oder unterstützt worden 

— durch die Bundesregierung oder verbün- 
dete Regierungen, 

— durch ungebundene Staaten, 

— durch Staaten des Warschauer Pakts? 

b) Wie wird insbesondere der von der Schweiz 
eingebrachte Vorschlag der obligatorischen 
friedlichen Streitschlichtung beurteilt 

— von der Bundesregierung, 

— den verbündeten Staaten, 

— den ungebundenen Staaten, 

— den Staaten des Warschauer Pakts? 

7. Vorschläge zur Durchsetzung der Prinzipien 

7.1 Nach Ansicht der Bundesregierung und ihrer 
Verbündeten wird es nach der Konferenz 
Sache der Teilnehmerstaaten selbst sein, die 
Prinzipien in der täglichen Praxis anzuwen- 
den. Einer gemeinsamen Institution der Teil- 
nehmerstaaten bedarf es hierzu nicht. Ent- 
scheidend wird der politische Wille der ein- 
zelnen Staaten sein, sich im Interesse der Ent- 
spannung, der Sicherheit und der Zusammen- 
arbeit an die Konferenzbeschlüsse zu halten. 

7.2 Die Bundesregierung unterstützt den Gedan- 
ken der friedlichen Regelung von Streitig- 
keiten und begegnet insoweit dem Schweizer 
Vorschlag über die obligatorische Streitrege- 
lung grundsätzlich mit Sympathie und Ver- 
ständnis. Die jüngsten weltpolitischen Krisen 
haben erneut gezeigt, wie notwendig ein all- 
seits anerkanntes und funktionierendes Sy- 
stem friedlicher Streitbeilegung ist. Ob die 
Zeit bereits reif für die Annahme dieser Vor- 
schläge auf der Konferenz ist, kann sich erst 
im weiteren Verlauf der Genfer Verhandlun- 
gen zeigen; dies gilt insbesondere für den 
Teil des schweizerischen Vorschlages, der 
sich auf die obligatorische Regelung nicht- 
justiziabler Streitigkeiten bezieht. 


10. a) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um in Genf darzutun, daß echte Entspannung 
und Zusammenarbeit in Europa die Gewähr- 
leistung der Menschenrechte in allen Staaten 
Europas zur Voraussetzung hat? 

b) Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um in Genf darzutun, daß die Wahrung des 
Vorranges der Menschenrechte bei Ausle- 
gung und Anwendung des Souveränitätsprin- 
zips, vor allem im Verhältnis der beiden Staa- 
ten in Deutschland, im Interesse des gesam- 
ten Westens und einer dauerhaften Friedens- 
sicherung liegt? 
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c) Ist sichergestellt, daß die europäisch-freiheit- 
liche Auffassung vom Vorrang der dem Staat 
vorgegebenen und vorgeordneten Menschen- 
rechte bei den Genfer Verhandlungen sowohl 
über den Prinzipienkatalog (Korb I) als auch 
über die Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Freizügigkeit von Menschen, Ideen und Infor- 
mationen (Korb III) ungeschmälerten Aus- 
druck findet? 


11. a) Wie gedenkt die Bundesregierung die west- 
liche Hauptforderung nach Gewährleistung 
der Menschenrechte für alle Europäer insbe- 
sondere nach Freizügigkeit für Menschen, 
Ideen und Informationen auf der KSZE durch- 
zusetzen? 

b) Wie stellt die Bundesregierung im Verein mit 
den westlichen Verbündeten sicher, daß die 
konkreten Vereinbarungen über die freie Be- 
wegung von Menschen, Ideen und Informatio- 
nen im Korb III, nicht - wie die kommuni- 
stischen Staaten dies fordern - wieder einge- 
schränkt werden, sei es durch eine generelle 
oder mehrere Präambeln, die diese Verein- 
barungen dem Prinzip einer nach innen als 
absolut verstandenen und praktizierten „Sou- 
veränität" und der daraus abgeleiteten Beru- 
fung auf „Nichteinmischung" und „Beachtung 
der nationalen Gesetzgebungen und Sitten" 
unterstellen? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, auch ohne be- 
friedigende Ergebnisse bezüglich der Ge- 
währleistung der Menschenrechte für alle 
Europäer, insbesondere des Rechts auf Frei- 
heit der Information, einem nach außen posi- 
tiv erscheinenden Abschluß der Konferenz 
zuzustimmen? 


12. a) Welche konkreten Vorschläge hat die Bun- 
desregierung eingebracht oder unterstützt, 
um die Verwirklichung der Menschenrechte 

— in ganz Europa 

— insbesondere in Deutschland und für alle 
Deutschen zu fördern? 

b) Ist die Bundesregierung - falls noch nicht 
geschehen - bereit, die ständigen und institu- 
tionalisierten Menschenrechtsverletzungen 
an der innerdeutschen Grenze und in der DDR 
auf der KSZE zur Sprache zu bringen? 

8. Humanitäre Fragen 

8.1 Schon in Helsinki hat die Bundesregierung 
alle Bemühungen unterstützt, die darauf ge- 
richtet waren, dem Schutz der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten den gebührenden 
Platz im Prinzipienkatalog zu verschaffen. In 
den Schlußempfehlungen von Helsinki hat 
der Westen es durchgesetzt, daß die Achtung 
der Menschenrechte als gleichwertiges Prin- 
zip aufgeführt worden ist. Bei der Ausformu- 
lierung dieses Prinzips in der Deklaration 
selbst achten die Bundesregierung und ihre 
Verbündeten darauf, daß der Schutz der Men- 
schenrechte seiner großen Bedeutung für die 
zwischenstaatlichen Beziehungen gemäß zum 
Ausdruck kommt. 

8.2 Für den Westen sind die Lösung humanitärer 
Fragen und verbesserte Kommunikationen 
auf allen Ebenen ein eigenständiger Faktor 


im europäischen Entspannungsprozeß. Wir 
suchen auf der KSZE Maßstäbe des Verhal- 
tens zu setzen, die bei aller Verschiedenartig- 
keit der grundsätzlichen Standpunkte prak- 
tische Verbesserungen für die Menschen jetzt 
und in der Zukunft möglich machen. Wenn 
der Konferenz die von uns angestrebten und 
erwarteten konkreten Absprachen in diesem 
Sinne gelingen, sind wichtige Ansätze für 
eine Entkrampfung des Ost-West-Vcrhältnis- 
ses geschaffen. Sie soll nicht zuletzt denjeni- 
gen Deutschen zugute kommen, die an sich 
selbst und an ihren Angehörigen spüren müs- 
sen, daß die Teilung Deutschlands durch die 
Maßnahmen einer Seite tief und schmerzhaft 
in den persönlichen Bereich des einzelnen 
Menschen einzuschneiden vermag. 

8.3 Ohne den Endergebnissen vorgreifen zu wol- 
len, nennt die Bundesregierung einige Bei- 
spiele für derartige Verbesserungen, die 
nach dem gegenwärtigen Verhandlungsstand 
erwartet werden dürfen: 

— Anträge auf Familienzusammenführung, 
Verwandtenbesuche und Eheschließung 
sollen wohlwollend geprüft und das Ver- 
fahren soll beschleunigt werden; die indi- 
viduellen Rechte der Antragsteller sollen 
geschützt und die Gebühren sollen mäßig 
sein. Ein- und Ausreiseformalitäten sollen 
vereinfacht, die Bewegungsfreiheit der 
Reisenden soll verbessert werden. 

— Zeitungen, Zeitschriften und Bücher sollen 
in größerem Umfang importiert und ver- 
trieben werden, auch im Wege des Abon- 
nements. Die Arbeitsbedingungen für 
Journalisten und für ihr technisches Hilfs- 
personal sollen dadurch verbessert wer- 
den, daß sie Sichtvermerke für mehrfache 
Ein- und Ausreise erhalten. Die Einfuhr 
technischen Materials, die Übermittlung 
von Informationen und die Arbeitsbedin- 
gungen insgesamt sollen verbessert wer- 
den. 

— Im kulturellen und wissenschaftlichen 
Bereich sollen u. a. die Kontakte zwischen 
Kulturschaffenden, Künstlern, Wissen- 
schaftlern sowie der Zugang der Öffent- 
lichkeit zu den kulturellen und wissen- 
schaftlichen Einrichtungen erleichtert 
werden. 

8.4 Wenn sich die Bundesregierung für die 
Durchsetzung wesentlicher Forderungen, vor 
allem im humanitären Bereich, einsetzt, hat 
sie selbstverständlich stets die Wirkungen 
vor Augen, die sich für die Menschen er- 
geben. Sie wird daher aufmerksam beobach- 
ten, wie sich die Verhältnisse in Deutschland 
nach der KSZE verbessern. Es liegt in der 
Natur der Sache, daß sie den Erfolg der Ent- 
spannung in erster Linie nach dem Grade der 
Erleichterungen bemißt, die den so betroffe- 
nen Deutschen zugute kommen. 
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13. a) Welches sind die Vorstellungen und kon- 
kreten Vorschläge hinsichtlich der „vertrau- 
ensbildenden Maßnahmen im militärischen 
Bereich" (Korb I, 2) 

— der Bundesregierung, 

— unserer Verbündeten, 

— der ungebundenen Staaten, 

— der Staaten des Warschauer Pakts? 

b) Wie gedenkt die Bundesregierung im Verein 
mit den Verbündeten dem Zusammenhang 
von politischer und militärischer Sicherheit 
gerecht zu werden? 

c) Tritt die Bundesregierung dafür ein, daß die 
Verhandlungen auf der KSZE einerseits und 
über MBFR und andere militärische Ost- 
West-Verhandlungen andererseits in einem 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
durchgeführt werden sollen? 

9. Militärische Aspekte der Sicherheit 

9.1 Die Bundesregierung hat stets die Auffas- 
sung vertreten, daß auf der KSZE die Pro- 
bleme der militärischen Sicherheit und die 
Gefahren der militärischen Konfrontation in 
Europa nicht ausgeklammert werden dürfen. 
Das Konferenzergebnis muß der Tatsache 
Rechnung tragen, daß politische und militä- 
rische Sicherheit einander ergänzen, die mili- 
tärischen Aspekte also konkret in das Ge- 
samtergebnis einbezogen werden müssen. 
Die Bundesregierung sieht daher wie ihre 
Partner in der NATO und der EG in den „ver- 
trauensbildenden Maßnahmen" einen we- 
sentlichen Bestandteil der Bemühungen der 
Konferenz um Sicherheit und Zusammenar- 
beit in Europa. 

9.2 Die neutralen und ungebundenen Staaten 
messen den militärischen Aspekten der 
Sicherheit große Bedeutung bei. Sie erwarten 
von der Konferenz eindeutige Absprachen 
über vertrauensbildende Maßnahmen. 

9.3 Die Sowjetunion und ihre Verbündeten neh- 
men bei der Behandlung der vertrauensbil- 
denden Maßnahmen noch eine restriktive 
Haltung ein. 

9.4 In den Schlußempfehlungen von Helsinki 
wurde der Konferenz der Auftrag erteilt, 
Vorschläge über die vorherige Ankündigung 
größerer militärischer Manöver und den Aus- 
tausch von Beobachtern bei militärischen 
Manövern auszuarbeiten. Außerdem soll die 
Frage der Vorankündigung größerer Trup- 
penbewegungen geprüft werden, über den 
Austausch von Manöverbeobachtern auf frei- 
williger Grundlage wurde bereits ein Text 
registriert. 

9.5 Bei der Vorankündigung von Manövern 
kommt es uns im wesentlichen darauf an, 
eine unterschiedliche Behandlung von Konfe- 
renzteilnehmern in Europa auszuschließen. 
Daher ist es wichtig, einen einheitlichen euro- 
päischen Anwendungsbereich für die Voran- 
kündigung größerer militärischer Manöver 


festzulegen. Die Bundesregierung setzt sich 
für ein alle Teilnehmerstaaten befriedigen- 
des Verfahren des Austausches solcher Vor- 
ankündigungen ein. 

9.6 Zwischen den Wiener Verhandlungen über 
MBFR und KSZE bestehen sachliche und ent- 
spannungspolitische Berührungspunkte. 
Beide Vorhaben, die zeitlich etwa parallel 
begonnen haben, unterscheiden sich hinsicht- 
lich der konkreten Substanz, des Teilnehmer- 
kreises und des organisatorischen Verlaufs. 
— Ziel der MBFR-Verhandlungen ist der 
Abbau der militärischen Konfrontation 
und die Herstellung eines stabileren 
Kräfteverhältnisses in Europa, wobei nur 
die Streitkräfte der NATO und des War- 
schauer Pakts in Mitteleuropa betroffen 
sind. 

— Die KSZE befaßt sich indessen mit Sicher- 
heitsaspekten unter allgemeinen politi- 
schen Gesichtspunkten. In diesem Rah- 
men sollen die Konferenzergebnisse auch 
dazu dienen, Mißtrauen auf militärischem 
Gebiet allmählich abzubauen. 

Uber das Militärpotential des Warschauer 
Pakts wie aller anderen Teilnehmerstaaten 
wird auf der KSZE nicht verhandelt; das mili- 
tärische Kräfteverhältnis in Mitteleuropa ist 
vielmehr Gegenstand der MBFR-Verhandlun- 
gen. Die Bundesregierung hat wiederholt 
betont, daß sie die verstärkten Rüstungsan- 
strengungen des Ostens mit Sorge betrachtet. 


14. a) Hält die Bundesregierung umfassende wirt- 
schaftspolitische Rahmenvereinbarungen 
oder Absprachen mit osteuropäischen Staaten 
auf der KSZE für notwendig und möglich, die 
außerhalb der auf die Europäische Gemein- 
schaft übertragenen Befugnisse liegen? Wenn 
ja, welchen Inhalt könnten solche Verein- 
barungen haben? 

b) Wenn es zu den gegenwärtig in der Ent- 
stehung begriffenen Absprachen im Themen- 
bereich des „Korbes II" kommen sollte, 
welche präjudizielle oder andere Auswirkung 
haben sie auf die ab 1. Januar 1975 geltende 
volle Außenhandelskompetenz der Europäi- 
schen Gemeinschaft? 

c) Ist die Bundesregierung bereit, sidr jeder 
weiteren Einschränkung des Geltungsbe- 
reichs des GATT in ihren Beziehungen zu den 
osteuropäischen Staaten zu widersetzen? Hält 
die Bundesregierung es für möglich, alle Staa- 
ten Osteuropas zum Beitritt in das GATT zu 
bewegen? Ist erwogen worden, dieses Thema 
in die Verhandlungen über den „Korb II" 
einzuführen? 

d) Haben auf der KSZE Mitgliedstaaten des 
Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) sich bereit gezeigt, sich in ihrer 
Außenwirtschaftspolitik dem internationalen 
Standard anzupassen? 

e) Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es 
über die bestehenden gesamteuropäischen 
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Kontaktmöglichkeiten in der ECE hinaus noch 
weiterer institutionalisierter Kontakte be- 
darf? Wenn ja, warum? 

f) Wird die Bundesregierung in der Europäi- 
schen Gemeinschaft darauf hinwirken, daß die 
Gewährung der Meistbegünstigung durch die 
EG an die Sowjetunion von deren vorherigem 
Beitritt zu den internationalen Abkommen 
zur weltweiten Zusammenarbeit im Handel 
und Verkehr (GATT, CIV/CIM, IATA u. a.) 
oder von eindeutigen und dauerhaften poli- 
tischen Zugeständnissen zugunsten der Men- 
schenrechte und des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker abhängig gemacht wird? 

10. Wirtschaft 

10.1 Auch bei Tagesordnungspunkt II der Kon- 
ferenz werden keine rechtlich bindenden 
Absprachen getroffen, sondern Deklaratio- 
nen, Resolutionen und Empfehlungen für 
das weitere Handeln der beteiligten Staa- 
ten verabschiedet. Bei der Verwirklichung 
der Beschlüsse werden für die Mitglieds- 
länder der Europäischen Gemeinschaft in 
allen Bereichen, die in die Kompetenz der 
Europäischen Gemeinschaft fallen, wie bis- 
her die dafür vorgesehenen Regeln und 
Verfahren der Gemeinschaft maßgebend 
sein. Ebenso werden die Neun in verwand- 
ten Sektoren der wirtschaftlichen Zusam- 
menarbeit wie auch in anderen Bereichen, 
die noch nicht oder nur teilweise zur Zu- 
ständigkeit der Gemeinschaft gehören und 
in denen die osteuropäischen Länder bereit 
sind, Konsequenzen aus den Erfahrungen 
der KSZE zu ziehen, eine enge Abstim- 
mung ihres Vorgehens anstreben und 
darauf achten, daß keine negative Präju- 
dizierung für die Fortentwicklung der 
Europäischen Gemeinschaft entsteht. 

10.2 Auf der KSZE hat die Gemeinschaft im 
Resolutionsentwurf der Neun zum Thema 
„Handel" ihre Verhandlungsbereitschaft in 
allgemeiner Form gegenüber allen Konfe- 
renzteilnehmern, also auch den osteuropäi- 
schen Staatshandelsländern, erklärt. Der 
Rat der Europäischen Gemeinschaft hat zu- 
dem am 17. September 1974 beschlossen, 
sobald wie möglich ein konkretes Angebot 
zum Abschluß von Handelsverträgen mit 
den einzelnen Staatshandelsländern zu 
machen. Damit hat die EG ihren Willen zu 
einer gemeinsamen Außenhandelspolitik 
bekräftigt und deutlich gemacht, daß sie 
bereit ist, den Handel mit den Staatshan- 
delsländern im beiderseitigen Interesse auf 
eine vertragliche Grundlage zu stellen. 

10.3 Die Bundesregierung hat den Beitritt Po- 
lens, Rumäniens und Ungarns zum GATT 
unterstützt. Ein weiteres Ergebnis ihrer 
Bemühungen ist die vollberechtigte Teil- 
nahme Bulgariens an den multilateralen 
Handelsverhandlungen im GATT und die 
Absicht dieses Landes, der im GATT ausge- 
handelten Vereinbarung über den interna- 


tionalen Handel mit Textilien beizutreten. 
Der Geltungsbereich des GATT in den 
Handelsbeziehungen der Bundesrepublik 
Deutschland zu den osteuropäischen 
Staatshandelsländern ist deshalb nicht ein- 
geschränkt, sondern erweitert worden. Im 
übrigen ist der Beitritt zum GATT abhän- 
gig von der Zustimmung aller Vertragspar- 
teien. Die KSZE ist daher kein geeignetes 
Forum zur Erörterung der Beitrittsfrage. 

10.4 Die Probleme der Ost-West-Zusammenar- 
beit im Bereich der Wirtschaft ergeben sich 
aus den bestehenden Unterschieden der 
Systeme, die besondere Maßnahmen zur 
Entwicklung der Beziehungen bei gegen- 
seitiger Respektierung der unterschied- 
lichenWirtschaftsordnungen erfordern. Die 
osteuropäischen Staatshandelsländer ha- 
ben erkennen lassen, daß sie zu Maßnah- 
men, die zu einer stärkeren Zusammen- 
arbeit führen sollen, bereit sind. Die Bun- 
desregierung erwartet, daß auf der KSZE 
weitere Fortschritte in dieser Richtung er- 
zielt werden, insbesondere bei den Bemü- 
hungen der Neun und der übrigen west- 
lichen Teilnehmer, die osteuropäischen 
Staatshandelsländer zur Annäherung an 
den internationalen Standard bei Ge- 
schäftskontakten und wirtschaftlicher In- 
formation zu bewegen. 

10.5 Da auf der KSZE keine Abkommen ge- 
schlossen werden, ist die Gewährung der 
Meistbegünstigung durch die EG an die 
osteuropäischen Staatshandelsländer auf 
der Konferenz weder möglich noch vorge- 
sehen. Die vertragliche Gewährung der 
Meistbegünstigung muß späteren Ver- 
handlungen, insbesondere der Europäi- 
schen Gemeinschaften mit den osteuropäi- 
schen Staatshandelsländern, Vorbehalten 
bleiben. Die Neun sind bestrebt, die Auf- 
nahme eines entsprechenden Hinweises in 
das Schlußdokument der KSZE über den 
Handel zu erreichen. Dabei wird deutlich 
gemacht werden, daß die Meistbegünsti- 
gung nur auf der Grundlage des von allen 
westlichen Ländern für den Bereich des 
Punktes II der Tagesordnung (Zusammen- 
arbeit) vertretenen Grundsatzes der „Ge- 
genseitigkeit der Vorteile und Verpflich- 
tungen" gewährt werden kann. Danach 
müßte auch die andere Seite gleichwertige 
Gegenleistungen im Wirtschaftsbereich zu- 
gestehen. 


15. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die sowje- 
tische Forderung nach Einrichtung eines Stän- 
digen Gesamteuropäischen Konsultations- 
und Kontrollorgans? 

b) Hält die Bundesregierung die Übertragung 
von Folgeaufgaben der KSZE auf bereits be- 
stehende internationale Organisationen (wie 
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z. V. ECE) und/oder besondere Kommissionen 
für zweckmäßig? 

11. Konferenzfolgen 

11.1 Die Bundesregierung teilt die Bedenken 
der Opposition gegenüber der Schaffung 1 
eines KSZE-Organs, das nach Abschluß der 
Konferenz generelle politische Zuständig- 
keiten wahrnehmen soll. Sie hält es für 
notwendig, zunächst Erfahrungen zu sam- 
meln, wie und in welchem Maße sich die 
Resolutionen, Empfehlungen und Deklara- 
tionen der KSZE im Verkehr der Teilneh- 
merstaaten untereinander auswirken. Die 
Bundesregierung gibt deshalb wie ihre 
Partner dem Gedanken den Vorzug, im 
Anschluß an die KSZE nach einer längeren , 
Frist gemeinsam auf Expertenebene zu prü- 
fen, wieweit die gefaßten KSZE-Beschlüsse ! 
insgesamt realisiert wurden und wie wei- 
ter verfahren werden soll. 

11.2 Es ist damit zu rechnen, daß die Konferenz- 
beschlüsse zu einzelnen Themen im Koope- 
rationsbereich bestimmte Sachverstandi- j 
gentreffen und dgl. vorsehen. Die Bundes- I 
regierung hält es für zweckmäßig, bei der 
Durchführung dieser sog. technischen Kon- j 
ferenzfolgen die bereits bestehenden inter- 
nationalen Organisationen zu beteiligen, I 
soweit dies möglich und zweckmäßig ist. 
Für weite Bereiche des Tagesordnungs- 
punktes II (wirtschaftliche Zusammenar- 
beit) kommt hierfür in erster Linie die 
Wirtschaftskommission der VN für Europa 1 
(ECE) in Betracht. 


16. Hält die Bundesregierung die bisherigen Ver- 
handlungsergebnisse für ausreichend, um noch 
vor der Sommerpause eine Abschlußkonferenz 
zur Unterzeichnung der Schlußdokumente anzu- 
streben? 


12. Schlußphase 

12.1 Da die Verhandlungsergebnisse vor der 
Sommerpause noch nicht ausreichten, 
bestand für die Bundesregierung und ihre 
Freunde und Verbündeten kein Anlaß, auf 
die von verschiedenen Seiten erhobene 
Forderung nach Abschluß der Konferenz zu 
diesem Zeitpunkt einzugehen. 

12.2 Die KSZE hat in der im September wieder 
angelaufenen Redaktionsphase noch ein 
umfangreiches Arbeitsprogramm zu bewäl- 
tigen. Ein Termin für den Abschluß dieser 
Phase und damit auch der Konferenz ins- 
gesamt läßt sich daher nicht vorausbestim- 
men. 

12.3 Die Bundesregierung wird auch weiterhin 
konstruktiv dazu beitragen, daß die Konfe- 
renz zügig, ohne unnötige Verzögerung 
und mit der dem Konferenzziel angemesse- 
nen Sorgfalt zu Ende geführt wird. Sie er- 
wartet, daß auf diese Weise befriedigende 
Ergebnisse erreicht werden, die, wie 
bereits gesagt, in konkreten Fällen oft nur 
in ausgewogenen Kompromissen gefunden 
werden können. Die Bundesregierung kann 
den Lauf der Verhandlungen beeinflussen, 
aber nicht bestimmen. Alle 35 Teilnehmer- 
staaten haben Anspruch darauf, auf der 
Basis der Helsinki-Schlußempfehlungen 
ihre Vorstellungen darzulegen und zu ver- 
treten. Das gilt nicht zuletzt für die unge- 
bundenen und neutralen Staaten, die mit 
ihren Beiträgen dem bisherigen Konferenz- 
verlauf wichtige Impulse gegeben haben. 

12.4 Wenn die Konferenz in allen Sachbereichen 
zu einem ausgeglichenen und für alle Be- 
teiligten befriedigenden Ergebnis führt, 
hält die Bundesregierung einen Schlußakt 
auf der Ebene der Staats- bzw. Regierungs- 
chefs für möglich. 
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